Drucksachen der
Bezirksverordnetenversammiung
Lichtenberg von Berlin

VII. Wahlperiode

Antrag zur Beschlussfassung Drucksachen-Nr: DS/0037/VII

Ursprungsdrucksachenart: Datum: 15.12.2011

Antrag zur Beschlussfassung

Ursprungsinitiator:
Fraktion DIE LINKE.

B-Plan 11-1 Rathausdreieck nicht einstellen

Beratungsfolge:

Datum Gremium / Ergebnis

15.12.2011 BVV BVV-003/VII

Die Bezirksverordnetenversammlung wolle beschlie3en:

Das Bezirksamt wird ersucht den B-Plan 11-1 Rathausdreieck nicht einzustellen, sondern
weiterhin allgemeines Wohngebiet zu planen und die bezogenen Grundsticke fur den
kommunalen Mietwohnungsbau vorzusehen.

Begrundunag:
Die Nachfrage nach bezahlbaren Wohnungen steigt. Durch den von der Senatskoalition

vorgesehenen Neubau von 30.000 Wohnungen soll dem entsprochen werden.
Im Bezirk Lichtenberg sollen nach Jahren des Eigentums- und Einfamilienhausbaus neue
Standorte fur den Mietwohnungsbau in Mehrfamilienhdusern ausgewiesen werden.

Mietwohnungsbau durch kommunale Unternehmen auf eigenen Grundstiicken kann dabei zu

langfristig mietpreisdampfenden Konditionen fuhren. Die Grundstlicke im Bereich des B-Plans
11-1 gehéren zum groRRen Teil der HOWOGE.

Initiator: Fraktion DIE LINKE.

Ausdruck vom: 09.12.2011
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Ursprungsdrucksachenart: 


Antrag zur Beschlussfassung

Ursprungsinitiator:


Fraktion DIE LINKE.

 MERGEFIELD VOVERF 



		Drucksachen-Nr:


Datum:                 

		DS/0037/VII

15.12.2011


 





		B-Plan 11-1 Rathausdreieck nicht einstellen



		Beratungsfolge:


Datum                  Gremium  /  Ergebnis



		15.12.2011
BVV
BVV-003/VII






Die Bezirksverordnetenversammlung wolle beschließen:


Das Bezirksamt wird ersucht den B-Plan 11-1 Rathausdreieck nicht einzustellen, sondern weiterhin allgemeines Wohngebiet zu planen und die bezogenen Grundstücke für den kommunalen Mietwohnungsbau vorzusehen.


Begründung:

Die Nachfrage nach bezahlbaren Wohnungen steigt. Durch den von der Senatskoalition vorgesehenen Neubau von 30.000 Wohnungen soll dem entsprochen werden.


Im Bezirk Lichtenberg sollen nach Jahren des Eigentums- und Einfamilienhausbaus neue Standorte für den Mietwohnungsbau in Mehrfamilienhäusern ausgewiesen werden.


Mietwohnungsbau durch kommunale Unternehmen auf eigenen Grundstücken kann dabei zu langfristig mietpreisdämpfenden Konditionen führen. Die Grundstücke im Bereich des B-Plans 11-1 gehören zum großen Teil der HOWOGE.


Initiator: Fraktion DIE LINKE.     
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